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1.  Einleitung 

1.1 Die Einheitsgemeinde Stadt Barby (Elbe) 

Die Stadt Barby (Elbe) ist eine Einheitsgemeinde mit elf Ortsteilen im Zentrum des Landes  

Sachsen-Anhalt. Sie liegt im Salzlandkreis an der Saalemündung in die Elbe etwa 25 Kilometer 

von der Landeshauptstadt Magdeburg entfernt. In der Einheitsgemeinde leben aktuell etwa 

8.400 Menschen, im Ortsteil Stadt Barby sind es 3.100. 

 Die Einheitsgemeinde Stadt Barby im Salzlandkreis  

Die heutige Einheitsgemeinde entstand am 01.01.2010 im Zuge der letzten Gemeindegebiets-

reform durch Zusammenschluss der zehn Gemeinden der Verwaltungsgemeinschaft Elbe-

Saale: Breitenhagen, Glinde, Groß Rosenburg, Lödderitz, Pömmelte, Sachsendorf, Tornitz, 

Wespen, Zuchau und Barby. Am 01.09.2010 wurde außerdem die Gemeinde  

Gnadau eingemeindet.  

Im Jahr 1993, d. h. zu Beginn der Sanierungsmaßnahme, war die Stadt Barby Sitz der Ver-

waltungsgemeinschaft Elbe-Saale-Winkel, welcher damals nur sechs Gemeinden angehörten 

(Barby, Glinde, Gnadau, Pömmelte, Tornitz und Wespen. 

 Die Ortsteile der Einheitsgemeinde Stadt Barby (Elbe) 
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Nach der zentralörtlichen Gliederung war und ist der Ortssteil Barby als Grundzentrum einge-

stuft. Diese Einstufung resultiert aus der Versorgungsfunktion mit Einrichtungen der Grundver-

sorgung und der Stärke als regionaler Wirtschaftsstandort. Aufgaben mit überregionaler Be-

deutung ergeben sich aus dem Standort des Grundbucharchivs des Landes  

Sachsen-Anhalt und einer Rehabilitationsklinik, die sich zu Beginn der Sanierungsmaßnahme 

noch im Aufbau befand. 

Aufgrund der zentralörtlichen Funktion als Grundzentrum wurden bereits zu Beginn der  

Sanierungsmaßnahme besondere Anforderungen an die Revitalisierung der Innenstadt er-

kannt, die die Kommune nicht allein aus eigener Kraft bewältigen konnte. Deshalb stellte die 

Stadt im Jahr 1993 mit Erfolg einen Antrag auf Programmaufnahme in das Förderprogramm 

ĂStªdtebauliche Sanierungs- und EntwicklungsmaÇnahmenñ. 

Im Verlauf der nunmehr 27 Jahre dauernden Sanierungsmaßnahme wurden weitere Heraus-

forderungen deutlich, wie die Notwendigkeit zur Anpassung der Infrastruktur und des Woh-

nungsbestands an den demografischen Strukturwandel und des Zusammenwachsens in einer 

Einheitsgemeinde im Zuge der Gemeindegebietsreform 2010. Wachsende Aufgaben ergeben 

sich aus der Entwicklung einer touristischen Infrastruktur und des vorbeugenden Hochwasser-

schutzes im Elbe-Saale-Raum. 

1.2 Das Sanierungsgebiet im Ortsteil Stadt Barby 

Das Grundzentrum Barby ist in der bebauten Ortslage des Ortsteils Stadt Barby verortet. Die 

meisten Versorgungseinrichtungen mit zentralörtlicher Bedeutung liegen im Gebiet der his-

torischen Altstadt: Verwaltungsgebäude der Stadt, die beiden Schulen und eine Kinder-tages-

stätte, Einrichtungen für die medizinische Versorgung und die Kultur und Freizeitgestaltung, 

Einzelhandelsgeschäfte und Dienstleistungsunternehmen, Kirchen sowie das Grundbuchar-

chiv des Landes Sachsen-Anhalt.  

Zu Beginn der 1990er Jahre war das gesamte Gebiet der Altstadt als Denkmalbereich im Sinne 

des § 2 Abs. 2 Ziffer 1 Denkmalschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt festgelegt.  

Die Denkmaleigenschaft wurde mit der städtebaulichen und kulturhistorischen Bedeutung 

des Stadtgrundrisses und seinen regionaltypischen Gebäudestrukturen begründet. Diese Ge-

bäudestrukturen zeigen typische Merkmale einer mittelalterlicher Stadtgründung im mittleren 

Elberaum. Die Struktur, die sich aus den mittelalterlichen Elementen einer Marktsiedlung und 

einer Schutzburg bildete, ist bis in die heutige Zeit erkennbar. Das Straßennetz in Gitterform 

ist der Lage am Fluss und den historischen Verkehrswegen angepasst.  

Eine erste Stadtbefestigung aus dem 13. Jahrhundert umgrenzt den Zug der Straßen Stadt-

graben im Westen, Krumme Gasse und Poststraße im Süden, Marktstraße und Schleierma-

cherstraße im Osten und Norden. Im 15. Jahrhundert wurden zwei Vorstädte in eine neue 

Stadtbefestigung einbezogen. Die heutige Altstadt hat damit eine Längsausdehnung von 1.050 

Metern und eine Breite von 600 m. Diese Fläche umschließt den Denkmalbereich der heutigen 

historischen Altstadt.  

Nördlich der Altstadt befanden sich die Grundstücksflächen der ehemaligen Domäne. Der 

landwirtschaftliche Betrieb an diesem Standort war in den frühen der 1990er Jahren bereits 

eingestellt. Die Flächen wurden für den Aufbau einer Rehabilitationsklinik vorbereitet.  
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Das Sanierungsgebiet ĂAltstadt Barbyñ. Die Flªchen nºrdlich der Ernst-Thälmann-Straße und des Friesparks sind 
erst seit 2007 Teil des Sanierungsgebietes. 
 

Das öffentliche Interesse an der Durchführung der städtebaulichen Sanierungsmaßnahme 

wurde sowohl aus den funktionalen Aufgaben der Altstadt als auch aus ihrer denkmalpflegeri-

schen und kulturhistorischen Bedeutung abgeleitet. Darüber hinaus wies die Altstadt von 

Barby erhebliche bauliche Mängel und funktionalen Missstände auf, die den allgemeinen An-

forderungen an gesunde Wohn- und Lebensverhältnisse nicht entsprachen. 
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1.3  Entscheidungsfaktoren für die Durchführung der Sanierungs-
 maßnahme und für die Verfahrenswahl 

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Barby hatte in ihrer Sitzung am 01.10.1991 die 

Einleitung eines Verfahrens zur Vorbereitung einer städtebaulichen Sanierungsmaßnahme 

und den Beginn vorbereitender Untersuchungen gemäß § 141 BauGB beschlossen. Das 

Untersuchungsgebiet umfasste zunächst nur den altstädtischen Kernbereich am Markt und 

Kirchplatz.  

Mit Beschluss vom 04.05.1993 wurden zwei weitere Quartiere in die Untersuchung einbe-zo-

gen. Schlussendlich mit einem Beschluss vom 22.03.1993 wurden die vorbereitenden  

Untersuchungen auf die gesamte historische Altstadt ausgedehnt. Davon ausgenommen wa-

ren die Grundstücke des Schlosses Barby, welches sich im Eigentum des Landes  

Sachsen-Anhalt befand. 

Mit der Vorbereitung der Sanierungsmaßnahme sollten die Voraussetzungen geschaffen wer-

den, die unter Denkmalschutz stehende Altstadt durch die Städtebauförderung baulich zu er-

halten und funktional weiterzuentwickeln. Dabei ging es gleichermaßen um die Herstellung 

von gesunden Wohn- und Lebensbedingungen sowie den Erhalt der Funktionsfähigkeit eines 

Grundzentrums. Der Beschluss über den Beginn der vorbereitenden Untersuchungen wurde 

am 02.12.1992 ortsüblichen bekanntgemacht.  

Die Beteiligung und Mitwirkung der Betroffenen nach § 137 BauGB erfolgte mit einer öf-

fentlichen Bürgerversammlung am 25. August 1994 sowie durch öffentliche Auslegung des 

Untersuchungsberichts. An der Bürgerversammlung nahmen mehr als 150 Bürgerinnen und 

Bürger teil. Das waren fast 14 % von der im Gebiet wohnenden Bevölkerung. Zusätzlich wur-

den die Bürgerinnen und Bürger durch Presseveröffentlichungen und öffentliche Aushänge zu 

individuellen Beratungsgesprächen im Rahmen von zwei Sprechtagen eingeladen. 

Die Beteiligung und Mitwirkung der öffentlichen Aufgabenträger nach § 139 BauGB er-

folgte im Zeitraum vom September 1993 bis zum März 1994.  

Der Bericht über das Ergebnis der vorbereitenden Untersuchungen und der Abwägungsvor-

schlag über die Hinweise und Bedenken der öffentlichen Aufgabenträger und der von der Sa-

nierung Betroffenen wurden im September 1994 abgeschlossen und am 27.04.1995 vom 

Stadtrat gebilligt.  

Der Untersuchungsbericht beschreibt und begründet 

- das Vorhandensein von städtebaulichen Missständen, die die Durchführung einer  

Sanierungsmaßnahme rechtfertigen, 

- die Abgrenzung des förmlich festzulegenden Sanierungsgebietes für eine Gebiets-größe 

von circa 24 Hektar, 

- die Festlegung der allgemeinen Sanierungszielen und 

- die Entscheidung über die Anwendung des umfassenden Sanierungsverfahrens mit den 

besonderen sanierungsrechtlichen Vorschriften nach § 152 bis § 156 BauGB. 

Die Sanierungssatzung wurde mit Stadtratsbeschluss Nr. BV II/24/95 am 27.04.1995 be-

schlossen und mit Bescheid vom 12.07.1996 durch das Regierungspräsidium genehmigt. Die 

Satzung ist durch die ortsübliche Bekanntmachung seit dem 02.08.1996 rechtsgültig. 
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Durch Stadtratsbeschluss Nr. BV 06/07 vom 22.03.2007 wurde die Sanierungssatzung 

geändert.  

Mit dieser Änderung wurde das Satzungsgebiet um das Gelände der Grundschule sowie den 

sogenannten Fabrikhof erweitert. Die ortsübliche Bekanntmachung der Satzung zur  

1. Änderung der Sanierungssatzung erfolgte am 22.11.2007 mit der Veröffentlichung im Amts-

blatt.  

Für die Erweiterung des Sanierungsgebietes gab es folgende Gründe: 

1. Nach der Schließung des Gymnasiums in Barby wurde die Immobilie in das Eigentum 

der Stadt Barby übertragen. Für die Stadt eröffnete sich die Möglichkeit, an diesem 

Standort eine leistungsfähige Grundschule zu entwickeln. Dafür waren jedoch Investiti-

onen erforderlich, die die Stadt nicht aus eigener Kraft finanzieren konnte.  

2. Die an das Schulgrundstück angrenzende Gewerbebrache einer ehemaligen Zucker-

fabrik und Schnapsbrennerei, der sogenannte Fabrikhof, sollte als Baufläche für  

generationenübergreifendes Wohnen entwickelt werden. Mit Hilfe der Städtebauförde-

rung sollten dafür Abbruchmaßnahmen und die Sanierung des denkmalgeschützten 

Wasserturms für eine kulturelle Nutzung durchgeführt werden.  

3. Die Sanierung des ehemaligen Herrenhauses auf dem Gelände der Rehaklinik sollte mit 

dem Förderinstrument der Inanspruchnahme der steuerlichen Vergünstigungen in einem 

Sanierungsgebiet für private Investoren erleichtert werden. 

Das Erweiterungsgebiet ist mit Erlass des Ministeriums für Landesentwicklung und Verkehr 

des Landes Sachsen-Anhalt vom 13.07.2007 als Bestandteil des Bund-Länderprogramms 

ĂStªdtebauliche Sanierungs- und EntwicklungsmaÇnahmenñ anerkannt worden. 

1.4 Tätigkeit des Sanierungsträgers 

Die Stadt hatte sich zu Beginn der Sanierungsmaßnahme entschieden, wesentliche Aufgaben 

im Zusammenhang mit der Steuerung und Durchführung der Sanierungsmaßnahme an einen 

Sanierungsträger zu übertragen.  

Die Aufgaben des Sanierungsträgers gemäß § 159 Baugesetzbuch (BauGB) wurden bzw. 

werden von der SALEG Sachsen-Anhaltinische Landesentwicklungsgesellschaft mbH auf der 

Grundlage eines Treuhändervertrages vom 15./17.08.1995 in Verbindung mit der  

1. Änderung von 02.07.1996 wahrgenommen.  

Der Treuhändervertrag wurde durch die Kommunalaufsicht des Landkreises genehmigt. 
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2.  Festlegung der Sanierungsziele und Durchführung der Sanierungs-
 maßnahme 

2.1  Ausgangssituation der Sanierung 

Zu Beginn der Sanierungsmaßnahme war die Altstadt von Barby durch eine Anhäufung von 

städtebaulichen Missständen im Sinne des § 136 Baugesetzbuch (BauGB) geprägt.  

1. Das Untersuchungsgebiet entsprach nach der baulich-räumlichen sowie funktionalen 

Beschaffenheit in wesentlichen Teilen nicht den allgemeinen Anforderungen an  

gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse und an die Sicherheit der in ihm wohnenden 

oder arbeitenden Menschen. 

2. Das Gebiet war erheblich in der Erfüllung seiner funktionalen Aufgaben als Grundzent-

rum im damaligen Landkreis Schönebeck beeinträchtigt. 

3. Es bestand die Notwendigkeit, die bauliche Struktur hinsichtlich wirtschaftlicher, kulturel-

ler und sozialer Erfordernisse zu entwickeln und dabei den Belangen des Denkmalschut-

zes Rechnung zu tragen. 

2.1.1  Mängel und Missstände bei Wohn- und Arbeitsverhältnissen 

Folgende städtebauliche Mängel und Missstände bei den Wohn- und Arbeitsverhältnissen 

wurden zu Beginn der Sanierungsmaßnahme verzeichnet (§ 136 Abs. 3 Nr. 1 BauGB): 

- Mängel und Missstände in der baulichen und funktionalen Beschaffenheit der Gebäude 

und baulichen Anlagen mit erheblichen Auswirkungen auf gesunde Wohn- und Arbeits-

verhältnisse,  

- Mängel und Missstände in Bezug auf die Erschließung und von Grundstücken,  

- bauliche Mängel und funktionale Missstände an Wohn- und Geschäftsgebäuden mit 

Auswirkungen auf die zukünftige Nutzungsfähigkeit nach Art, Maß und Zustand, 

- bauliche Mängel an verkehrlichen Erschließungsanlagen sowie fehlende Schmutz- und 

Regenwasserkanalisation. 

2.1.2 Städtebauliche Missstände in Bezug auf die Funktionsfähigkeit 

Folgende städtebauliche Missstände in Bezug auf die Funktionsfähigkeit des Gebietes wurden 

zu Beginn der Sanierungsmaßnahme verzeichnet (§ 136 Abs. 3 Nr. 2 BauGB): 

- funktionale Missstände an öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen hinsichtlich der Bar-

rierefreiheit, der Beleuchtung, der sicheren Begehbarkeit, der Ordnung des ruhenden 

Verkehrs sowie der Führung des Radverkehrs, 

- Missstände bei der Ausstattung mit Handels- und Dienstleistungseinrichtungen, Einrich-

tungen der kommunalen Daseinsvorsorge sowie Einrichtungen der touristischen Infra-

struktur unter Beachtung der Versorgungsfunktionen des Gebietes,  

-  Mängel und Missstände in der baulichen Beschaffenheit, Vernetzung und der Bepflan-

zung von öffentlichen Grünflächen, 

- fehlende Infrastruktur für den sich entwickelnden Kurstandort. 
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2.1.3 Städtebauliche Missstände in Bezug auf das Stadtbild  

Folgende städtebauliche Missstände in Bezug auf Gestaltung des Stadtbildes wurden zu Be-

ginn der Sanierungsmaßnahme verzeichnet (§ 136 Abs. 4 Nr. 3 BauGB): 

- bauliche Mängel und störende Umbauten an stadtbildprägenden Gebäuden und Einzel-

denkmalen, die den Qualitätsanforderungen des Denkmalschutzes nicht entsprechen, 

- Störungen in den denkmalgeschützten Platz- und Raumstrukturen als Folge einer  

Häufung von ruinösen Gebäuden und Baulücken, 

- bauliche Mängel und gestalterische Missstände im öffentlichen Straßenraum, 

- Häufungen von Gebäudeleerstand, der das architektonische Erscheinungsbild der his-

torischen Gebäude im Denkmalbereich beeinträchtigt. 

 

  
Große Anteile von stadtbildprägenden Gebäuden mit schweren baulichen Mängeln (Marktstraße und Markt) 

  
Leer stehende Gebäude und Defizite bei der Gestaltung öffentlicher Straßen (Foto: 1994) 

  

Öffentliche Platzräume mit baulichen Mängeln und funktionalen Missständen (Kirchplatz, Markt) 
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2.1.4 Ortsspezifischen Mängel und Missstände  

Die Mängel und Missstände bei den Wohn- und Arbeitsverhältnissen (§ 136 Abs. 3  

Nr. 1 BauGB) wurden im Bericht über das Ergebnis vorbereitender Untersuchungen unter an-

derem mit den nachfolgenden Fakten dargestellt:  

Zustand der Gebäude: 

Von den 345 strukturprägenden Gebäuden wiesen zu Beginn der Sanierungsmaßnahme 

 50,1 % erhebliche oder schwere Mängel, 

  44,3 % mittlere Mängel und nur 

    2,8 % keine oder geringe Mängel auf. 

    2,8 % wurden als ruinös bewertet. 

Baualter:  93,4 % der Bebauung war älter als 100 Jahre. 

   4,6 % wurden zwischen 1920 und 1988 errichtet.  

  2,0 % der Gebäude sind nach 1989 entstanden.  

Leerstand:  Der Gebäudeleerstand betrug 11 % und beschränkte sich auf Gebäude 

mit schweren und schwersten baulichen Mängeln. Ein struktureller Leer-

stand von bewohnbaren Gebäuden als Folge der Bevölkerungsabwande-

rung wurde im Rahmen der vorbereitenden Untersuchungen noch nicht 

festgestellt. 

Im Bericht über die vorbereitenden Untersuchungen wurden die konkreten Missstände  

folgendermaßen beschrieben:  

Freiräume: 

¶ Der Markt und Kirchplatz werden ihrer Funktion als öffentlicher Stadtraum für  

Wochenmärkte, Feste oder Begegnung im Freien nicht gerecht.  

¶ Der öffentliche Freiraum der Wallanlage am Stadtgraben weist bauliche Mängel,  

Pflegebedarf am Baumbestand und Missstände in der Ausstattung auf und wird seiner 

Funktion als Verbindungsweg zwischen der Kureinrichtung und dem Haus der Begeg-

nung nicht gerecht 

Erschließung: 

¶ Das Rad- und Fußwegenetz sowie dessen Verbindungen zum umliegenden Naturraum 

sind nicht funktionsgerecht ausgebaut. 

¶ Im Marktbereich gibt es einen Fehlbedarf an Pkw-Stellplätzen. 

Technische Infrastruktur: 

¶ Die Schmutz- und Regenwasserleitungen im Trennsystem fehlen bzw. sind überaltert. 

Einrichtungen der Daseinsvorsorge: 

¶ Die innerstädtischen Einzelhandelseinrichtungen sind der Konkurrenz neu entstehender 

Lebensmittelmärkte ausgesetzt und stehen unter Anpassungsdruck. 

¶ Es gibt bauliche Mängel und funktionale Missstände an den Gebäuden und baulichen 

Anlagen von Schulen, Kindertagesstätten, Verwaltungseinrichtungen, Einrichtungen des 

bürgerschaftlichen Engagements, der Kultur und Vereinsarbeit. 

¶ Das städtische Krankenhaus steht kurz vor der Schließung. 
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2.2  Sanierungsziele und -strategien 

Bei der Festlegung der Sanierungsziele und der Sanierungsstrategie ging die Stadt von  

Zielen aus, die mit planbaren kommunalen Eigenmitteln in einem Zeitraum von 25 Jahren er-

reicht werden können.  

Zu Beginn der Sanierungsmaßnahme konnten die Herausforderungen des demografischen 

Strukturwandels nur in Ansätzen erkannt werden. Auch die Herausforderungen des Hochwas-

serschutzes an Elbe und Saale wurden zum Zeitpunkt der vorbereitenden Untersuchungen 

noch nicht betrachtet.  

Die Sanierungsziele wurden für vier Entwicklungsleitlinien festgelegt: 

Ziele zur Erhaltung, Erneuerung und Entwicklung des Stadtbildes 

- Erhaltung und Entwicklung des historischen Stadtgrundrisses mit seinem Straßennetz 

und seiner städtebaulich-räumlichen Struktur 

- die Wiederbebauung von Baulücken unter Wahrung des historischen Maßstabes  

- Bewahrung und - wenn erforderlich - behutsame Erneuerung der straßen- und platz-

raumbildenden Bebauung einschließlich des stadtprägenden Erscheinungsbildes der 

Fassaden und der Dachlandschaft 

- Erhaltung und Entwicklung der vorhandenen Nutzungsmischung aus Wohnen, Handel, 

Verwaltung, Dienstleistungen und nichtstörendem Gewerbe  

- Neugestaltung von Straßen, Wegen und Plätzen  

- Entwicklung des Grünbereichs am Stadtgraben (Wallanlage vor der Stadtmauer)  

Ziele zur Entwicklung gesunder Arbeits- und Lebensbedingungen  

- Verbesserung der Wohn- und Arbeitsbedingungen durch Modernisierung und Instand-

setzung der zumeist privaten Wohngebäude 

- Aufwertung der Aufenthaltsqualität der Grünflächen am Kirchplatz  

- Bau von öffentlichen Spielplätzen 

Ziele der Verkehrsentwicklung 

- Reduzierung der Verkehrsbelastung durch gesamtstädtische Lösungen gemäß Ver-

kehrsentwicklungsplan 

- Verbesserung der Bedingungen für Fußgänger, Radfahrer und Rollstuhlfahrer bei der 

Neugestaltung von öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen 

Ziele zur Entwicklung der Nutzungsvielfalt in Bezug auf die zentralörtliche Funktion  

- Erhalt und Weiterentwicklung der gewachsenen Nutzungsmischung aus Wohnen, Han-

del, Handwerk, Gewerbe, Verwaltung, Dienstleistung, Kunst, Kirchen, Kultur und Ein-

richtungen zur medizinischen Versorgung 

- Entwicklung von neuen Funktionen für den entstehenden Kurstandort 

- Entwicklung der Angebotsstrukturen im Einzelhandel und im dienstleistenden Gewerbe 

- Entwicklung der Altstadt zum Forum der Bürgerinnen und Bürger, der Öffentlichkeit, der 

lokalen Politik und Gastlichkeit 

- Verbesserung der Lebensqualität und Ausweitung der Freizeiteinrichtungen 

- Erhöhung der Wohnungsanzahl durch Wohnungsneubau, Gebäudeumnutzungen und 

Zurückgewinnung von leer stehenden Wohnungen 
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2.2.2 Abgrenzung des Sanierungsgebietes  

Das Sanierungsgebiet wurde zunächst mit einer Flächengröße von 23 Hektar (21,6 Hektar 

nach der Flächenberechnung mit digitaler Kartengrundlage) festgelegt.  

Der Teilbereich der ehemaligen Domäne im Norden des festgelegten Untersuchungsgebietes 

(Bereich an der Rehaklinik) wurde nicht als Sanierungsgebiet festgelegt. Bei diesem Bereich 

wurde davon ausgegangen, dass die dort vorhandenen Mängel und Missstände im Zusam-

menhang mit der Entwicklung der Rehaklinik beseitigt werden.  

Letzteres hat sich nur teilweise bestätigt. Deshalb wurde im Jahr 2007 eine Teilfläche des 

Domänenbereichs in die Erweiterungsfläche des Sanierungsgebietes aufgenommen. Zusätz-

lich ist das Satzungsgebiet um die Flächen der heutigen Grundschule ĂAm PrinzeÇchenñ er-

weitert worden. Das Sanierungsgebiet ist seit dem 24,36 ha groß. 

2.2.3 Wahl des Sanierungsverfahrens  

Im Ergebnis der vorbereitenden Untersuchungen nach § 141 BauGB wurde eingeschätzt, dass 

sanierungsbedingte Werterhöhungen eintreten werden, weil sich im Ergebnis der  

Sanierungsmaßnahme die Qualität der Grundstücke durch planungsrechtlichen Maßnahmen 

nach Art und Maß der baulichen Nutzung deutlich verbessern wird.  

Außerdem wurde eingeschätzt, dass für die Durchsetzung einzelner Sanierungsziele Maßnah-

men der Grundstücksneuordnung erforderlich werden, so zum Beispiel zur Um- und Neuge-

staltung der öffentlichen Grünbereiche, zur Durchführung von Baumaßnahmen und für den 

regelgerechten Ausbau von Erschließungsanlagen. 

Unter Berücksichtigung dieser Sanierungsziele wurde das umfassende Sanierungsverfahren 

unter Anwendung der besonderen sanierungsrechtlichen Vorschriften nach § 152 bis 156 

BauGB beschlossen.  

2.2.4 Sanierungszeitraum und Gesamtfinanzierungsbedarf 

Als Gesamtfinanzierungsbedarf wurde 1995 im Abschlussbericht zu den Vorbereitenden Un-

tersuchungen 38,8 Mio. DM (19,8 Mio. Euro) errechnet. Es wurde eingeschätzt, dass die Sa-

nierungsdurchführung einen Zeitraum von 25 Jahren benötigt und eine jährliche Haushaltsbe-

lastung von 500.000,00 DM (255.000,00 Euro) bedarf. 

Tatsächlich wurde das Sanierungsgebiet bis zum Jahr 2014 mit Mitteln des Förderprogramms 

ĂStªdtebauliche Sanierungs- und EntwicklungsmaÇnahmenñ gefºrdert. Daf¿r sind rund 8,6 

Mio. Euro bewilligt und durch Bund, Land und Kommune bereitgestellt worden. Das ist etwa 

die Hälfte des ursprünglich geschätzten Finanzbedarfs. 

Zu den Städtebaufördermitteln kommen bis zum Zeitpunkt der Schlussabrechnung zweckge-

bundene Einnahmen in Höhe von 0,58 Mio. Euro. Zu den zweckgebundenen Einnahmen ge-

hören die Ausgleichsbeträge, die im vollen Umfang zur Finanzierung von Ausgaben der Ge-

samtmaßnahme bereitgestellt wurden, zum Teil als Einnahmen aus freiwilligen Ausgleichsver-

einbarungen, zum Teil als Vorfinanzierung durch die Einheitsgemeinde. 
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2.3 Durchführung der Gesamtmaßnahme 

2.3.1 Städtebauliche Untersuchungen und Planungen 

Die Durchführung der städtebaulichen Sanierungsmaßnahme erfolgte auf der Grundlage ei-

nes Sanierungskonzeptes, das mit dem Bericht über das Ergebnis der vorbereitenden Unter-

suchungen festgelegt und beschlossen wurde. Die Präzisierung der Sanierungsziele erfolgte 

dann durch die Erarbeitung eines Verkehrskonzepts sowie eines Konzepts zur Gestaltung der 

öffentlichen Straßen und Platzräume. 

Die gestalterischen Ziele zur Entwicklung der Bausubstanz sind bereits vor Beginn der Sanie-

rungsmaßnahme mit einer von der Stadt beschlossenen örtlichen Bauvorschrift definiert wor-

den. 

Nach Abwägung der festgestellten Mängel und Missstände und unter dem Aspekt der nur be-

grenzt zur Verfügung stehenden Finanzmittel, setzte die Kommune die Sanierungsschwer-

punkte sehr konsequent bei der Erneuerung der kommunalen Infrastruktur und der baulichen 

Instandsetzung von ausgewählten ortsbildprägenden und strukturbestimmenden Gebäuden 

um.  

In diesem Sinne wurden die städtebaulichen Untersuchungen und Planungen nur auf diese 

Ziele ausgerichtet. 

2.3.2 Öffentlichkeitsarbeit 

Zu Beginn der Sanierungsmaßnahme, d. h. in den Jahren 1996 und 1997, sind vier Sanie-

rungsbriefe veröffentlicht worden, mit denen die Einwohner des Sanierungsgebiets über die 

Ziele und Zwecke der Sanierung, die rechtlichen Auswirkungen eine Sanierungsmaßnahme 

und die Möglichkeit der Förderung informiert wurden. 

Die Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger an der Durchführung der Sanierungsmaßnahme 

erfolgte vorrangig im Rahmen der planerischen Vorbereitung und Durchführung von  

Straßenbaumaßnahmen. Dazu wurden mehrere öffentliche Bürgerversammlungen durchge-

führt.  

Über den Fortschritt der Sanierungsmaßnahme und die Umsetzung der geplanten Maßnah-

men wurde regelmäßig im Mitteilungs- bzw. Amtsblatt der Stadt Barby berichtet.  

Über die kommunalen Baumaßnahmen informierte die regionale Presse, d. h. die Volks-

stimme, mit Bezugnahme auf das Städtebauförderprogramm. 

Mehrfach wurden die Grundstückseigentümerinnen und Eigentümer im Mitteilungsblatt der 

Stadt über die Möglichkeiten zur Inanspruchnahme von steuerlichen Vergünstigungen im Sa-

nierungsgebiet informiert.  

Die Wirkung dieser Information war jedoch gering. Hauptursachen dafür waren die geringe 

Finanzkraft bzw. die geringe Investitionsneigung der Eigentümer im Umfeld eines wirtschaft-

lich schwierigen Immobilienmarktes. 
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2.4 Einschätzung der Zielerreichung 

2.4.1 Gestalterische und verkehrsplanerische Sanierungsziele für öffent-
 liche Straßen, Wege, Plätze und sonstige Verkehrsanlagen 

Straßen, Wege und Plätze 

Die Erneuerung der verkehrlichen und stadttechnischen Infrastruktur war das Hauptziel der 

städtebaulichen Sanierungsmaßnahme.  

Das Sanierungsgebiet hat 23 öffentliche Straßen und Plätze mit einer Gesamtfläche von circa 

50.000 Quadratmetern. Mehr als 80 % der öffentlichen Verkehrsflächen waren zu Beginn der 

Sanierungsmaßnahme so schwer geschädigt, dass ein umfassender Erneuerungsbedarf be-

stand. Lediglich in einigen kleineren Gassen war der Zustand weitgehend mangelfrei, so dass 

auf eine grundhafte Erneuerung verzichtet werden konnte. 

Die Erneuerung der Oberflächen erfolgte auf der Grundlage eines einheitlichen Gestaltungs-

konzeptes, das Gestaltungselemente der historischen Straßenbefestigungen aufgriff, jedoch 

aus Gründen der Wirtschaftlichkeit und der besseren Begehbarkeit auf Plattenbeläge und Be-

tonelemente zurückgriff.  

Die Fahrbahnen wurden weitgehend mit anthrazitfarbenem Betonpflaster ausgeführt, das in 

seiner gestalterischen Anmutung Bezug zur früheren Pflasterung mit Kupferschlacke nimmt. 

Die Traufbereiche wurden in der Anfangsphase mit Findlingspflaster später mit Naturstein-

kleinpflaster befestigt. Die Gehbereiche sind mit gut begehbaren Plattenbändern belegt wor-

den. Bei breiteren Straßenquerschnitten wurden die Seitenbereiche mit historischen Materia-

lien gestaltet. Die Straßenborde bestehen aus grauen Betonelementen.  

Gemeinsam mit den Verkehrsflächen wurden die Wasser- und Abwassernetze sowie die 

Netze zur Elektro- und Gasversorgung sowie die Telekommunikationsanlagen erneuert. Im 

Rahmen der Städtebauförderung wurden die Straßenbeleuchtung und die Regenentwässe-

rung der öffentlichen Verkehrsflächen finanziert. 

Mit der Erneuerung der Goethestraße im Jahr 2021 sind die Sanierungsziele zur Erneuerung 

der öffentlichen Straßen, Wege und Plätze erfüllt.  

Sicherung des Stellplatzbedarfs für den ruhenden Verkehr 

Die städtebaulichen Ziele zur Parkraumplanung wurden als Abwägung zwischen gegensätzli-

chen Anforderungen festgelegt. Primär sollten die historischen Baustrukturen erhalten und die 

Anwohner vor Verkehrsüberlastungen geschützt werden. Gleichfalls musste der Fehlbedarf 

an PKW-Stellplätzen reduziert werden, um die Funktionsfähigkeit der Altstadt gemäß ihrer 

zentralörtlichen Funktion zu gewährleisten. 

Zur Verbesserung des Angebotes von Stellflächen für PKW im Sinne des städtischen Park-

raumkonzeptes wurden folgende Maßnahmen durchgeführt: 

- der Neubau eines Parkplatzes in der Breiten Straße  

- Maßnahmen der Grundstücksneuordnung für den Bau von Stellflächen für touristische 

Einrichtungen in der Schlossstraße 

- Parken im öffentlichen Straßenraum im Zusammenhang mit der Oberflächengestaltung   
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Oberflächengestaltung in der Schlossstraße und am Lindenplatz (Fotos: 2020) 

  

Gestaltung des Kirchplatzes mit der Kirchgasse und dem Hauptzugang von der Marktstraße 

  

Gestaltung der Gassen: links die Quergasse, rechts die Lindenstraße  

  

Gestaltung der Landesstraße 51: links die Magdeburger Straße, rechts die Breite Straße (Fotos: 2020) 
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2.4.2 Sanierungsziele zum Erhalt der stadtbildprägenden Raum- und 
 Gebäudestrukturen und die Ziele des Denkmalschutzes 

Das städtebauliche Leitbild für die Sanierungsmaßnahme wurde 1995 als Ergebnis der vorbe-

reitenden Untersuchungen für das Sanierungsgebiet entwickelt. Es ging vom grundsätzlichen 

Erhalt der vorhandenen Raumstrukturen, der Stadtsilhouette sowie des historischen Gebäu-

debestands aus. 

 
Skizze des Sanierungskonzepts zum Erhalt der Raumstrukturen aus dem Jahr 1995 
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Zur Durchsetzung der Ziele zum Erhalt sowie zur Erneuerung der stadtbildprägenden Raum- 

und Gebäudestrukturen wurden folgende Handlungsgrundsätze festgelegt: 

1. Erhalt und die gestalterische Verbesserung der Gebäudesubstanz 

2. Erhalt von stadtbildprägenden Einzeldenkmalen 

3. Wiederbebauung von Baulücken und der Ersatz von ruinösen Gebäuden, um die bauli-

che Geschlossenheit von Stadtquartieren wiederherzustellen. 

Erhalt und zur Gestaltung der Gebäude 

Bei der Förderung von Maßnahmen zur Gebäudegestaltung wurde der Fokus auf die Beseiti-

gung der baulichen und gestalterischen Mängel an Dächern, Fassaden, Außentüren und Fens-

tern von privaten Wohn- und Geschäftshäusern gerichtet.  

Mit Hilfe der Städtebauförderung konnte ein Viertel des Gebäudebestands im Sanierungsge-

biet baulich und gestalterisch verbessert werden. Die Städtebauförderung stellte dabei eine 

der Höhe nach nur eine Anreizfinanzierung dar. Ein Vielfaches davon wurde ausschließlich 

mit privaten Mitteln finanziert oder als Eigenleistung erbracht.  

Die Ziele für die Gestaltung der Gebäude wurden erstmalig im Jahr 1994 mit einer  

Gestaltungssatzung begründet und festgelegt. Diese Satzung diente als Maßstab für die Fest-

legung der Sanierungsziele, für die Erteilung von Genehmigungen nach § 144 i. V. m.  

§ 145 Baugesetzbuch (BauGB) sowie als Qualitätsmaßstab für die Förderung von Instandset-

zungsmaßnahmen auf der Grundlage der kommunalen Förderrichtlinie.  

Bei einer differenzierten Betrachtung des Ergebnisses der Sanierungsmaßnahme wird jedoch 

deutlich, dass der Grad der baulichen und gestalterischen Verbesserungen in Abhängigkeit 

der Gebäudearten, des Baualters und der Lage im Sanierungsgebiet große Spannen aufweist.  

Ein- und Zweifamilienhäuser weisen einen deutlich höheren Sanierungsgrad auf. Es wird ein-

geschätzt, dass der nachhaltige Fortbestand der Bausubstanz dieser Kategorie aufgrund der 

Eigentumsverhältnisse und des hohen Anteils an Selbstnutzern dauerhaft gesichert ist. Ein- 

und Zweifamilienhäuser werden im Wohnungsmarkt nachgefragt. Die wirtschaftlichen Aufwen-

dungen für deren Sanierung oder deren Ersatzbebauung sind für private Bauwillige auch ohne 

öffentliche Förderung beherrschbar. 

  
Ein- und Zweifamilienhäuser auf Wohngrundstücken im Bereich der Stadtmauer mit Blicken in die Elbauenland-
schaft sind gut saniert und weisen keinen Leerstand auf: Fischertor (links), Marktstraße (rechts) 
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Gebäudemodernsierungen in der Schlossstraße und der Ludwig-Fuchs-Straße  

Weiterhin problematisch ist die Situation im Geschosswohnungsbau und bei Gebäudeformen 

mit gewerblicher Nutzung. Zum Abschluss der Sanierungsmaßnahme weist die Hälfte dieser 

Gebäude schwere bauliche Mängel auf und steht demzufolge leer. Dieser hohe Leerstand 

gefährdet zudem den Fortbestand der wenigen Handels- und Versorgungseinrichtungen und 

beschleunigt weiteren Einwohnerverlust.  

Die Mehrzahl dieser Gebäude im Zentrum des Sanierungsgebietes weist einen so hohen In-

standsetzungs- und Modernisierungsrückstand auf, dass bei ortsüblichen Mieten keine wirt-

schaftliche Modernisierungsfinanzierung möglich ist. Eine Förderung der nicht rentierlichen 

Modernisierungskosten im Rahmen der Stadtsanierung war nicht möglich. Ebenso konnten 

Maßnahmen der Gebäudesicherung in den meisten Fällen nicht verantwortet werden, weil 

keine Aussicht auf eine spätere Gebäudemodernisierung erkennbar war. Die Nachfrage nach 

gewerblichen Nutzflächen oder hochpreisigen Mietwohnungen im Sanierungsgebiet ist sehr 

gering. 

Sechzehn stadtbildprägende Gebäude mussten im Laufe der Sanierungsmaßnahme abgebro-

chen werden. Da diese meistens an exponierten Orten stehen bzw. standen, haben diese 

Verluste eine negative Wirkung auf die Stadtgestalt.  

Sechzehn weitere Gebäude sind aktuell vom Substanzverlust bedroht. So bleibt es über den 

Abschluss der Sanierungsmaßnahme hinaus eine zentrale Aufgabe der Stadtentwicklung, 

sämtliche Ideen und Möglichkeiten für eine Bestandsstabilisierung auszuschöpfen.  

  
Vom Substanzverlust bedroht: Schulstraße 17, Baudenkmal um 1800 (links); Breite Straße 13, vollständig über-
bautes Eckgrundstück aus dem frühen 19. Jahrhundert (rechts.) 
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Rückbau eines vom Einsturz gefährdeten Geschäftshauses und Zwischennutzung der Baulücke als öffentliche 
Grünanlage im Kreuzungsbereich Magdeburger Straße/Schulzenstraße 

  
Kreativer Umgang mit gewerblichem Leerstand in der Breite Straße und der Ludwig-Fuchs-Straße 

  
Selbst wenn Baulücken die Stadtstruktur stören, der Rückbau von ruinösen Gebäuden und die Beräumung der 
verwahrlosten Grundstücksflächen hat eine positive Wirkung auf die Wohnqualität der Nachbargrundstücke. Es 
bleibt jedoch ein dauerhaftes Ziel, diese Baulücken zu schließen.  

Maßnahmen zum Erhalt der stadtbildprägenden Baudenkmale 

Bei den Belangen des Denkmalschutzes wurden die Prioritäten auf die Gebäude mit beson-

derer kulturgeschichtlicher und stadtbildprägender Bedeutung gelegt. Instandsetzungsmaß-

nahmen an den beiden Kirchen sowie am Rathaus trugen entscheidend zum Substanzerhalt 

dieser städtebaulich dominanten Gebäude bei. Das Sanierungsziel zum Erhalt der Stadtsil-

houette konnte durch Aufbauhilfe zur Wiederherstellung der durch das Elbhochwasser 2002 

geschädigten Infrastruktur erfüllt werden.  








































